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Die Bundespolitik wurde im Zeitraum von 1859 bis 1862 mit einer natio-
nalen Herausforderung konfrontiert, die im Vergleich zum vorangehenden 
Jahrzehnt eine ganz neue Dynamik und Brisanz entwickelte. Ausgelöst 
durch den Italienischen Krieg, der die nationale Einigung Italiens einleitete, 
und seine Auswirkungen auf die deutsche Politik, entwickelte sich seit 
dem Sommer 1859 in Deutschland eine intensive und sehr nachhaltige 
nationalpolitische Debatte. Diese jetzt vermehrt auch öffentlich geführte 
Diskussion bildet den zentralen Gegenstand des fünften Bandes aus der 
von Lothar Gall geleiteten Abteilung „Quellen zur Geschichte des Deut-
schen Bundes“, der im Druck ist und Ende des Jahres 2011 erscheint.1 Auf 
über 800 Seiten werden 157 Dokumente aus 16 Archiven in Deutschland, 
Österreich und Dänemark präsentiert. Berücksichtigt werden neben den 
Verhandlungen der Bundesversammlung und den diplomatischen Kor-
respondenzen der Regierungen auch die parlamentarischen Debatten in 
den deutschen Landtagen, die Berichte und Kommentare in der deutschen 
Presse, publizistische Schriften über die Bundespolitik sowie Verlaut-
barungen von nationalen Vereinen und Versammlungen. Unter dem Druck 
der Öffentlichkeit schlug die Debatte, das zeigt das Quellenmaterial, eine 
neue Richtung ein. Dabei zeigen sich einige neue Faktoren, die sich als 
zentrale Elemente in der bundespolitischen Diskussion und als wichtige 
Antriebskräfte für das Handeln der Bundesversammlung und ihrer Aus-
schüsse im Zeitraum von 1859 bis 1862 herausstellten. Bei diesen Fak-
toren handelt es sich im Wesentlichen um vier Entwicklungen, die im Jahr 
1859 nahezu gleichzeitig zum Durchbruch kamen: 1. die Verklammerung 
von innenpolitischer Reform und außenpolitischer Machtstellung; 2. die 
zentrale Rolle der Öffentlichkeit; 3. die nationalpolitische Parteibildung; 
4. die Legitimierung des parlamentarischen Prinzips auf Bundesebene.

Diese Faktoren wirken seit 1859 in einer zuvor nicht gekannten Intensität 
auf die schon länger anhaltende, zeitweise in den Hintergrund getretene, nun 
aber schlagartig wieder aufflammende Bundesreformdebatte ein. Anders als 
in den Reformdiskussionen auf der Dresdener Konferenz 1850/512 oder auch 
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noch in den diversen Denkschriften, die während der 1850er Jahre zwischen 
den deutschen Regierungen zirkulierten3, ging es nun nicht mehr vorzugs-
weise oder gar ausschließlich um die Austarierung der Machtbalance zwischen 
den deutschen Staaten ohne nähere Berücksichtigung der gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Entwicklungen in Deutschland oder der europäischen 
politischen Konstellationen. Jede Beschäftigung mit der Bundesverfassungs-
reform vollzog sich seit 1859 in einem komplizierten Beziehungsgeflecht, 
bei dem es keine Lösung mehr geben konnte, die nicht alle diese Aspekte 
beachtete. Das machte es einerseits so leicht, im kleindeutsch-preußischen 
Bundesstaat mit integrierter politischer und ökonomischer Verfassung sowie 
starker Machtentfaltung nach außen ein attraktives Modell für die Lösung der 
deutschen Frage zu präsentieren. Und andererseits erschwerte dieser Zusam-
menhang innerer und äußerer, politischer, gesellschaftlicher und wirtschaft-
licher Fragen es dem Deutschen Bund und den bundespolitischen Akteuren 
– der Bundesversammlung, den Bundestagsausschüssen, den Bundestags-
gesandten, den reformwilligen einzelstaatlichen Ministern und Diplomaten,
der bundesfreundlichen Presse und Publizistik, den föderalistisch-großdeutsch
gesinnten Parlamentariern, dem großdeutschen Reformverein – so sehr, einen
realistischen alternativen Entwurf für die künftige Organisation Deutschlands
zu entwickeln und zu popularisieren.

Die in der Edition enthaltenen Dokumente verdeutlichen diese Proble-
matik auf nahezu jeder Seite, aber sie zeigen auch, wie sich die Bundes-
reformbefürworter den Problemen und Herausforderungen stellten und 
ihre Argumentation auf eine viel breitere Grundlage stellten als jemals 
zuvor. Die Bundesreform als ein bloß kosmetisches Projekt zur Stabili-
sierung des Status quo im deutschen Staatenbund, wie das in so vielen 
Plänen der fünfziger Jahre beabsichtigt war, konnte seit 1859 nicht mehr 
ernsthaft vertreten werden. Bundesreform bedeutete nun institutionelle 
Erweiterung, gesellschaftliche Partizipation, ökonomische Modernisie-
rung, rechtliche Harmonisierung – kurz gesagt: nationale Integration im 
Gehäuse einer staatenbündisch-föderativen Ordnung. Im Folgenden sollen 
nun die eben erwähnten Faktoren in ihren Auswirkungen auf den Gang 
der Bundesreformen näher skizziert werden.

1. Die Verklammerung von innenpolitischer Reform und außenpoli-
tischer Machtstellung Deutschlands

Die politische Organisation Deutschlands war von jeher keine rein 
innere Angelegenheit, sondern Teil einer außenpolitischen Machtkonstel-
lation. Zumal seit dem Wiener Kongress von 1815 war die deutsche Frage 

immer auch eine europäische Frage4, und dies sogar in einem ganz kon-
kreten völkerrechtlichen Sinn, denn die Bundesakte von 1815 war Teil der 
Wiener Kongressakte, deren Signatarstaaten damit die völkerrechtliche 
Anerkennung des Deutschen Bundes besiegelten. Indem der Deutsche 
Bund als „passiver Ordnungsfaktor im europäischen Staatensystem“5 

konzipiert worden war, stellte sich bei grundlegenden Veränderungen 
seiner inneren Verhältnisse automatisch die Frage, inwieweit diese seine 
europäische Funktion berührten. Diese Funktion bestand ganz wesentlich 
in dem friedenserhaltenden Wirken des Bundes und seiner Institutionen, 
sowohl im Hinblick auf die innerdeutschen Verhältnisse als auch im euro-
päischen Rahmen. 

Solange der Deutsche Bund den Kampf der beiden deutschen Groß-
mächte um die Vorherrschaft in Deutschland verhinderte, und solange er 
sich in europäischen Konflikten passiv oder defensiv verhielt, konnten 
innerdeutsche Diskussionen über die Aus- oder Umgestaltung der Bundes-
verfassung keine außenpolitische Brisanz entwickeln. Bis 1848 war der 
Bund in beiderlei Hinsicht sehr erfolgreich gewesen. Österreich und 
Preußen kooperierten in fast allen wichtigen innerdeutschen Fragen und 
vermieden politische Konfrontationen. Außenpolitisch zogen die beiden 
deutschen Vormächte ebenfalls an einem Strang und unterließen es, den 
Deutschen Bund für partikulare Interessen oder gar für nationale Ziele zu 
instrumentalisieren. In der einzigen für die europäische Stellung Deutsch-
lands kritischen Situation, der Rheinkrise von 1840/41, demonstrierten 
sie zwar machtpolitische und militärische Stärke gegenüber Frankreich, 
doch nahmen weder Österreich und Preußen noch der Deutsche Bund eine 
aggressive Haltung ein. Und auch im Jahrzehnt nach der 1848er Revoluti-
on, als die Rivalität zwischen Österreich und Preußen zunahm, wirkte der 
Bund außenpolitisch stabilisierend, indem er während der Krimkriegskrise 
gegen den ausdrücklichen Willen seiner Führungsmacht Österreich auf 
einer neutralen Stellung beharrte.

Diese außenpolitische Stabilisierungsfunktion des Deutschen Bundes 
wurde jedoch seit 1859 zunehmend in Frage gestellt. Wie schon während 
des Krimkriegs versuchte Österreich im Vorfeld des Italienischen Kriegs 
abermals, das militärische Potential des Bundes zu mobilisieren, um im 
Konflikt mit dem Königreich Sardinien-Piemont und dessen Bündnispart-
ner Frankreich Deutschland in seiner Gesamtheit als europäischen Macht-
faktor einzusetzen. Dieser Versuch scheiterte zwar erneut am Widerstand 
Preußens gegen eine Instrumentalisierung des Deutschen Bundes für die 
österreichische Außenpolitik, doch gelang es nach dem Ende des Krieges 
nicht, den Bund wieder in die ruhigen Bahnen einer außenpolitischen 
Enthaltsamkeit zurückzuführen. 
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Der Status des Deutschen Bundes und seine Haltung im Hinblick auf 
den Italienischen Krieg wurden in zweifacher Hinsicht zur Diskussion 
gestellt: Zum einen war offenkundig geworden, dass die Organisation der 
Bundesarmee bei einem möglichen Angriff auf das Bundesgebiet, den 
man von Seiten Frankreichs mehr denn je befürchtete, keine effektive Ver-
teidigung gewährleistete. Die Umgestaltung der Bundeskriegsverfassung 
wurde daher seit 1859 zu einem von allen Seiten erstrebten Ziel, wobei es 
allerdings über die Grundsätze der angestrebten Reform keinen Konsens 
gab. Zu einem zentralen Streitpunkt wurde die Frage des militärischen 
Oberbefehls über die Bundesarmee, der von Preußen – wenn nicht für 
die gesamten Bundeskontingente, so doch zumindest für die Truppen der 
norddeutschen Staaten – beansprucht wurde, was einer militärpolitischen 
Teilung Deutschlands entlang der Mainlinie entsprochen hätte.6 Die 
militärische Organisation des Deutschen Bundes wurde somit zu einer 
eminent politischen Frage, die im Hinblick auf die innerdeutschen Macht-
verhältnisse und auf die außenpolitische Stellung Deutschlands heftig 
diskutiert wurde, und das nicht nur zwischen den Regierungen und in den 
Gremien des Bundes, sondern auch in der deutschen Öffentlichkeit, die 
sich für dieses Thema zuvor wenig interessiert hatte.

Es korrespondierte mit dieser gesteigerten Aufmerksamkeit für die 
militärische Stärke Deutschlands, dass der nationale Machtgedanke nun 
zu einem zentralen Element der deutschlandpolitischen Debatte wurde. 
Hatten sich Pläne zur Bundesreform bislang häufig auf innenpolitische 
Aspekte konzentriert und der Stellung des Bundes nach außen hin wenig 
Beachtung geschenkt, so wurde seit 1859 die äußere Macht Deutschlands in 
Konkurrenz zu den anderen europäischen Großmächten zu einem Aspekt, 
der nicht mehr vernachlässigt oder übergangen werden konnte. Die von der 
nationalen Bewegung angestrebte Reorganisation Deutschlands sollte nicht 
mehr nur die Einheit des Vaterlandes und die Freiheit seiner Bevölkerung 
verbürgen, sondern auch die Macht des neuen Staatsgebildes.

Für diejenigen deutschen Regierungen, die am staatenbündischen 
Prinzip festhalten und eine bundesstaatliche Organisation Deutschlands 
verhindern wollten, und für die Bundesversammlung selbst und die von 
ihr bestellten Kommissionen und Ausschüsse ergab sich die Notwen-
digkeit, die Frage der äußeren Macht des Bundes in ihre Überlegungen 
und Konzepte für eine Bundesreform viel stärker einzubeziehen, als dies 
zuvor erforderlich gewesen war. Auf den vielfach öffentlich geäußerten 
Vorwurf, dass die Ereignisse in Italien die „Ohnmacht“ der Bundesverfas-
sung gezeigt und Deutschland dem „Spott des Auslandes“ preisgegeben 
hätten7, mussten die bundestreuen Regierungen und ihre sich allmählich 
formierenden Anhänger in der deutschen Öffentlichkeit mit dem Versuch 

reagieren, die Vereinbarkeit von staatenbündischer Ordnung und natio-
naler Machtentfaltung zu demonstrieren. 

Die in der Edition publizierten Quellen machen deutlich, wie sehr 
sich die durch den Italienischen Krieg veränderte außenpolitische Kon-
stellation nicht nur auf die allgemeine deutsche Öffentlichkeit, sondern 
vor allem auch auf die Selbstwahrnehmung des Deutschen Bundes 
beziehungsweise derjenigen regierenden Politiker und Diplomaten – wie 
vor allem die mittelstaatlichen Minister Beust, Dalwigk und Hügel – aus-
wirkte, die am Bund festhalten wollten. Es veränderten sich aber nicht nur 
die subjektive Einschätzung der Lage und damit die Art und Weise, wie 
über Bundesreform und nationale Organisation nachgedacht wurde. Auch 
objektiv wurde die deutsche Frage seit 1859 komplizierter als jemals 
zuvor in der Bundesgeschichte, wenn man einmal von den Revolutions-
jahren 1848/49 absieht. Eine „kleine“ Reform des Staatenbundes, die sich 
einzelnen Aspekten wie etwa der Stimmenverteilung, den Kompetenzen 
der Bundesorgane, bestimmten Bundesgesetzen usw. zuwandte, wurde 
zunehmend unrealistisch. Zwar konnte man mit praktischen Reformmaß-
nahmen, vor allem auf dem Gebiet der Rechtsvereinheitlichung, durchaus 
bundespolitische Fortschritte erreichen8, aber diese waren kein Ersatz für 
die grundlegende institutionelle Umgestaltung, bei der sich neben der 
Frage der Bundeszentralgewalt als Exekutivmacht und der Bundesarmee 
als Instrument der Machtausübung nach außen auch die Frage nach der 
Volksvertretung und dem Bundesgericht stellte. Dazu kam noch die Frage 
der deutschen Wirtschaftsverfassung, die sich infolge der rasanten indus-
triellen, kommerziellen und technischen Strukturveränderungen immer 
drängender stellte.9

Der Bund versuchte, dieser komplexen Herausforderung gerecht zu 
werden und Wege zu finden, die bestehende staatenbündische Ordnung 
mit den realpolitischen Erfordernissen einerseits und den nicht selten 
überbordenden nationalpolitischen Forderungen in Einklang zu bringen. 
Dabei wurde in der relativ kurzen Zeit von drei Jahren vom Sommer 1859 
bis zum Sommer 1862 unter Beteiligung von zahlreichen Regierungen 
und Politikern ein weitreichendes Bundesreformprojekt entworfen und 
schließlich in die Bundesversammlung eingebracht. Die Erwartungen, 
die daran geknüpft wurden, waren hoch, ebenso wie der Einsatz der 
Regierungen, die sich, angestoßen von dem Ausbruch nationaler Gefühle 
und Ansprüche seit 1859, auf eine riskante bundespolitische Entwicklung 
einlassen mussten. Und dabei wurde allen, der Öffentlichkeit wie den 
Regierungen, den Anhängern der großdeutsch-föderativen wie jenen der 
kleindeutsch-bundesstaatlichen Organisation Deutschlands klar, dass die 
„Lösung“ der deutschen Frage kein rein innerdeutsches Problem war, 
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sondern eine mit der europäischen Politik eng verknüpfte Angelegenheit, 
die mit der Gefahr militärischer Konflikte zwischen den großen Mächten, 
insbesondere zwischen ‚Deutschland‘ und Frankreich, behaftet war.

2. Die zentrale Rolle der Öffentlichkeit

Die Öffentlichkeit war nach dem Scheitern der Revolution von 1848/49 
vorübergehend aus der politischen Diskussion zurückgedrängt worden. 
Zwar war es weder auf Bundesebene noch in den deutschen Einzelstaaten 
gelungen, das öffentliche Debattieren über politische Themen – und hier 
insbesondere über die nationale Frage – vollständig zu unterbinden. Doch 
war es infolge einer Vielzahl von gesetzlichen und polizeilichen Maß-
regeln in den 1850er Jahren zu einer Eindämmung der freien öffentlichen 
Meinungsäußerung gekommen.10

Dies änderte sich ab 1859 grundlegend. Die deutsche Öffentlichkeit 
meldete sich seither in einer seit der 1848er Revolution nicht gekannten 
Breite und mit einem Nachdruck zu Wort, dem mit den herkömmlichen 
Mitteln der amtlichen Meinungskontrolle nicht mehr beizukommen war. 
Auslösendes Moment dafür war der Italienische Krieg, in den – anders 
als im Krimkrieg zwischen Russland auf der einen und dem Osmanischen 
Reich, England und Frankreich auf der anderen Seite (1853–1856) – 
Österreich als Vormacht des Deutschen Bundes unmittelbar involviert 
war. Dieser Krieg spielte sich geographisch nicht am fernen Rand Euro-
pas, sondern unmittelbar vor den deutschen Grenzen ab, und er wurde 
wegen der Unterstützung der italienischen Einigungsbewegung durch 
Frankreich als akute Bedrohung Deutschlands an seiner Westgrenze 
wahrgenommen. In dieser kritischen Situation vom Frühjahr und Sommer 
1859 meldete sich die Öffentlichkeit auf allen verfügbaren Foren zu Wort: 
in der Tagespresse und in periodischen Zeitschriften, in der Publizistik, 
in den Landtagen, über Interessenverbände, auf nationalen Festen und 
Feiern und in einer Reihe von Versammlungen liberaler Politiker, aus 
denen im Spätsommer mit dem Deutschen Nationalverein eine politische 
Organisation hervorging, deren erklärtes und öffentlich propagiertes Ziel 
die Bildung eines deutschen Bundesstaats war.

Neben der Tagespresse wurde „Öffentlichkeit“ seit dem Ende der 
1850er Jahre in ganz erheblichem Ausmaß durch die Broschüren- und 
Flugschriftenliteratur hergestellt. Dieses publizistische Genre erlebte 
einen enormen Aufschwung. Die von Hans Rosenberg zusammengestellte 
zweibändige kritische Bibliographie der nationalpolitischen Publizistik11 

listet für den Zeitraum von 1858 bis 1866 insgesamt 1338 Schriften auf, 

das heißt im Durchschnitt weit mehr als hundert pro Jahr. Schon allein 
diese Masse der politischen Schriften zeigt, welch ein ausgedehnter 
öffentlicher Markt für die Diskussion der deutschen Frage seit Ende der 
1850er Jahre entstand.

Zu einem besonders wichtigen Forum für die öffentliche Debatte 
entwickelten sich darüber hinaus die Landtage der einzelnen deutschen 
Staaten. Sie hatten sich schon seit Beginn des Jahrzehnts des öfteren in 
Fragen der deutschen Politik und insbesondere auch mit Anträgen zur 
Reform der Bundesverfassung zu Wort gemeldet. Seit 1859 nahmen die 
Häufigkeit derartiger Debatten und die Intensität, mit der sie geführt 
wurden, stark zu. Einige dieser Debatten in den Landtagen von Bayern, 
Sachsen-Coburg und Gotha, Sachsen und Württemberg sind in der Edition 
ausführlich dokumentiert.

Der öffentliche Diskurs über deutsche Politik speiste sich mithin aus 
mehreren Quellen, und er gewann dadurch eine Breite und Intensität, 
wie dies zuvor nicht der Fall gewesen war. Viele deutsche Regierungen 
begünstigten diesen Bedeutungszuwachs der Öffentlichkeit, indem sie 
nicht mehr, wie in den Jahren zuvor, unerwünschte öffentliche Äuße-
rungen über die nationale Frage zu unterdrücken versuchten, sondern in 
immer stärkerem Maße selbst an der öffentlichen Diskussion teilnahmen. 
Dazu bedienten sie sich intensiv der regierungsamtlichen und offizi-
ösen Presseorgane. Außerdem betrieben einige Regierungen, allen voran 
Österreich und Preußen, eine gezielte staatliche Pressepolitik mit „Lite-
rarischen Büros“, bezahlten Redakteuren und lancierten Artikeln.12 Auch 
bei der Flugschriftenproduktion waren die Regierungen teilweise direkt 
beteiligt, indem sie von eigenen Diplomaten oder von dafür bezahlten 
Publizisten verfasste Schriften anonym veröffentlichen ließen.

Die in der Edition abgedruckten Dokumente belegen, dass die Bundes-
versammlung nach 1859 nicht mehr die Kraft und eine zunehmende Zahl 
von Einzelstaaten nicht mehr den Willen hatten, die öffentliche Meinung 
zu unterdrücken. Darüber hinaus macht die Edition deutlich, in welch 
erstaunlichem Ausmaß die in Frankfurt agierenden Bundestagsgesandten, 
die einzelstaatlichen Kabinette, ihre diplomatischen Vertreter und auch 
die deutschen Monarchen von der öffentlichen politischen Diskussion in 
ihrem politischen Denken und Handeln beeinflusst wurden. In den diplo-
matischen Korrespondenzen, internen Denkschriften und vertraulichen 
Gesprächen wurde beinahe permanent Bezug genommen auf öffentliche 
Kundgebungen in der Presse, in Flugschriften, in den Landtagen und auf 
den nationalen Versammlungen. Bei allen bundespolitischen Maßnahmen 
zogen die Akteure die erwartete oder befürchtete Reaktion der Öffent-
lichkeit ins Kalkül – negative Schlagzeilen sollten möglichst vermieden 
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werden. Bei nahezu allen Regierungen setzte sich die Einsicht durch, 
dass deutsche Politik nicht mehr als bloße Kabinettsdiplomatie betrieben 
werden konnte, sondern dass jede politische Initiative in ihrer öffentlichen 
Wirkung berechnet werden musste. Das galt naturgemäß in besonderem 
Maße für all jene Maßnahmen und Beschlüsse der Bundesversammlung, 
die nationale Themen berührten – und zu solchen Fragen von nationaler 
Bedeutung wurde seit 1859 fast alles, was in der Bundesversammlung 
verhandelt wurde.

Die durchgreifende Wirkung des Faktors „Öffentlichkeit“ manifes-
tierte sich schließlich überaus eindrucksvoll in den Bundesreformpro-
jekten, die seit 1859 wieder vermehrt entworfen und beraten wurden. So 
unterschiedlich diese Entwürfe im Einzelnen auch waren, so sehr waren 
sie fast alle darum bemüht, in der öffentlichen Meinung bestehen zu 
können und die Zustimmung der Mehrheit der deutschen Bevölkerung 
zu finden. Das „deutsche Volk“ wurde mehr und mehr zum Bezugspunkt 
der Bundesreformdebatte, die nach Wegen suchte, dem Deutschen Bund 
eine Organisation zu geben, welche den Wünschen und Bedürfnissen des 
Volkes beziehungsweise der Nation entsprach. 

Die von den Ereignissen in Italien im Sommer 1859 ausgelöste nati-
onale Erregung setzte im Deutschen Bund offenkundig eine Entwicklung 
in Gang, die sich in ihrer Motivation, ihrer Form und zunehmend auch 
in ihrem Inhalt als „öffentliche Politik“ präsentierte. Mit diesem verän-
derten Politikverständnis ließen die Mehrzahl der deutschen Regierungen 
und die Bundesversammlung relativ rasch den seit 1849/50 praktizierten 
obrigkeitlichen Politikstil, der sich ganz überwiegend in den Kabinetten 
und auf diplomatischen Kanälen bewegte, hinter sich. Die deutsche 
Öffentlichkeit zwang dem Deutschen Bund und seinen Akteuren eine 
öffentliche Politik auf, und diese 1859 eingeschlagene Richtung führte in 
den folgenden Jahren mit innerer Konsequenz zu dem größten öffentlichen 
und öffentlichkeitswirksamen Ereignis in der gesamten Bundesgeschichte: 
dem Frankfurter Fürstentag vom August 1863, der eine grundlegende 
Umgestaltung des Deutschen Bundes zum Ziel hatte.

Umgekehrt zeichnete sich die Öffentlichkeit der Politik auch dadurch 
aus, dass das allgemeine politisch interessierte Publikum über ein Maß an 
Informationen verfügte, wie es zuvor bei weitem nicht der Fall gewesen 
war. Die Tagespresse veröffentlichte Bundesbeschlüsse, diplomatische 
Depeschen, Denkschriften, Proklamationen und Reden in großer Zahl. 
Hinzu kam noch eine andere Publikationsform, die eine überaus reichhal-
tige aktuelle Informationsquelle bildete: der zeitnahe Abdruck von poli-
tisch relevanten Dokumenten in Buchform. Zu nennen ist hier zum einen 
der von Heinrich Schulthess herausgegebene „Europäische Geschichts-

kalender“, eine sehr detaillierte Chronik der politischen und wirtschaft-
lichen Ereignisse in Deutschland und Europa, die erstmals im Jahr 1861 
erschien und die für das Berichtsjahr 1860 auf 262 Seiten und für die 
Folgejahre auf über 400 Seiten pro Band ein mit Originaldokumenten 
gespicktes Kalendarium der politischen Vorgänge bot.13 Parallel dazu 
erschien ab 1861 das „Staatsarchiv“, eine von Ludwig Karl Aegidi und 
Alfred Klauhold herausgegebene „Sammlung der officiellen Actenstücke 
zur Geschichte der Gegenwart“.14 Der Öffentlichkeit stand somit umfang-
reiches „offizielles“ Material zur Verfügung, was ebenfalls dazu beitrug, 
der politischen Diskussion eine neue Qualität und dem bundespolitischen 
Prozess eine neue Dynamik zu geben.

3. Die nationalpolitische Parteibildung

Das Jahr 1859 markierte den entscheidenden Entwicklungsschritt zu einer 
nationalpolitischen Parteibildung in Deutschland. Als sich im Frühjahr 
und Sommer 1859 vielerorts in Deutschland Anhänger der liberalen und 
demokratischen Nationalbewegung auf politischen Versammlungen trafen 
und, wie in Eisenach, „eine schleunige Aenderung“ der „fehlerhaften 
Gesammtverfassung Deutschlands“ verlangten15, wurden diese Versamm-
lungen keineswegs mit dem gesetzlichen und polizeilichen Instrumentarium 
unterdrückt, das in den Jahren zuvor immer weiter ausgebaut worden 
war. Statt einer einheitlichen Reaktion auf diese Herausforderung seitens 
der Nationalbewegung handelten die deutschen Regierungen nach ihrer 
jeweils spezifischen einzelstaatlichen Interessenlage. Dadurch wurde es 
möglich, dass im September 1859 am Sitz des Bundestages in Frankfurt 
eine „Versammlung deutscher Männer“ den Nationalverein gründete.16 

Ziel dieser nach dem Vorbild der italienischen Società nazionale gebil-
deten Vereinigung, die sich selbst als „nationale Partei in Deutschland“ 
bezeichnete, war es, „für die patriotischen Zwecke dieser Partei mit allen 
ihm [dem Verein] zu Gebote stehenden gesetzlichen Mitteln zu wirken, 
insbesondere die geistige Arbeit zu übernehmen, Ziele und Mittel der über 
unser ganzes Vaterland verbreiteten Bewegung immer klarer im Volks-
bewußtsein hervortreten zu lassen“.17

Die deutschen Regierungen und damit auch die Bundesversammlung 
in Frankfurt konnten sich nicht auf eine einheitliche Politik gegenüber dem 
Nationalverein einigen. Während manche unter Berufung auf geltendes 
Bundesrecht ein Verbot des Vereins verlangten, ließen andere ihn gewähren 
oder beantragten gar die Aufhebung der reaktionären Bundesbeschlüsse 
über das Vereins- und Versammlungsrecht. Diese Uneinigkeit und die 



HIstorIscHe KoMMIssIon40 der deutsche Bund in der nationalen Herausforderung 1859–1862 41 

daraus resultierende Unmöglichkeit einer wirksamen Unterdrückung der 
nationalen Vereine und Parteien veränderten das politische Koordinaten-
system in Deutschland grundlegend. Der politische Aktionsrahmen wurde 
nicht mehr ausschließlich oder doch ganz überwiegend von den Regie-
rungen und schon gar nicht von der Bundesversammlung als ihrem 
gemeinsamen Organ abgesteckt. Der Deutsche Bund verlor zusehends die 
Kontrolle über den öffentlichen politischen Diskurs in Deutschland. Es 
entstand ein neuer Raum für nationalpolitisches Debattieren und Handeln, 
in dem der rasch anwachsende Nationalverein, aber auch die unzähligen 
anderen Vereinigungen und Versammlungen, die seit 1859 wie Pilze 
aus dem Boden schossen, sich immer ungestörter betätigen konnten.18 
Neben dem Nationalverein, der bis 1862 etwa 25 000 Mitglieder gewin-
nen konnte, agierten und agitierten auf dem nationalpolitischen Feld die 
Sänger-, Schützen- und Turnvereine19, die Interessenverbände20 wie etwa 
der Kongress deutscher Volkswirte oder der Juristentag, die nationale 
Festbewegung, die mit den Schillerfesten von 1859 das nationalkulturelle 
Einheitsideal in ganz Deutschland flächendeckend feierte21, und die zahl-
losen, bislang noch kaum untersuchten lokalen und regionalen Versamm-
lungen, auf denen die nationale Gemeinschaft aller Deutschen postuliert 
wurde. Die deutschen Kabinette, die Bundesversammlung und die Aus-
schüsse und Kommissionen des Bundes wurden somit seit 1859 mit einer 
rasch anschwellenden und vielstimmigen nationalen Massenbewegung 
konfrontiert, deren politische Absichten und zu erwartenden Reaktionen 
bei allen bundespolitischen Verhandlungen und Entscheidungen berück-
sichtigt werden mussten.

Als offenbar wurde, dass die nationale Parteibildung keine vorüberge-
hende Erscheinung war, begannen sich, unterstützt von den „bundestreu-
en“ deutschen Regierungen, die Anhänger einer großdeutsch-föderativen 
Lösung der deutschen Frage ebenfalls in einem nationalen Verein zu 
organisieren. Im Oktober 1862 kam es schließlich zur Gründung des 
Deutschen Reformvereins, dessen Zweck es war, „die Reform der deut-
schen Bundesverfassung nach Kräften zu fördern“ und alle Bestrebungen 
zu bekämpfen, die darauf abzielten, einen Teil Deutschlands – gemeint 
war natürlich Österreich – aus der Nation auszuschließen.22 Das war ein 
später Versuch zur Etablierung einer „Bundespartei“, der zudem keine 
große Massenwirksamkeit entfalten konnte. Dies lag unter anderem daran, 
dass das Projekt der Bundesreform, das im Sommer 1862 endlich in die 
Bundesversammlung gebracht worden war, selbst den moderaten Mitgliedern 
des Reformvereins „unzulänglich“ erschien: „Dieses Projekt“, so der 
Tübinger Theologieprofessor und württembergische Kammerabgeordnete 
Johannes Kuhn, „ist nicht geeignet, Propaganda zu machen, weder in der 

öffentlichen Meinung, noch bei den widerstrebenden Regierungen, schon 
deßhalb nicht, weil diesen letzteren der Einwand bleibt, daß es den nati-
onalen Wünschen und Bedürfnissen nicht entgegen kommt. Eine reelle 
Reform, ein Anfang und nicht blos ein Anlauf dazu ist nothwendig.“23

Eine wirkliche Reform bestand auch für die Mitglieder des Reform-
vereins darin, dass der Volksvertretung beim Deutschen Bund, die nach 
dem österreichisch-mittelstaatlichen Antrag nun endlich in Form einer 
Delegiertenvertretung eingerichtet werden sollte, tatsächliche „consti-
tutionelle Befugnisse“, das heißt die Mitwirkung an der Bundesgesetz-
gebung, eingeräumt wurden.24

4. Die Legitimierung des parlamentarischen Prinzips auf Bundesebene

Die nationalpolitische Parteibildung im Deutschen Bund ging offenkun-
dig einher mit einer allgemeinen Anerkennung des parlamentarischen 
Prinzips, das in den Einzelstaaten schon seit langem in dem Sinne prakti-
ziert wurde, dass keine Gesetzgebung mehr ohne die Beteiligung gewählter 
Abgeordneter stattfand. Eine Fortführung der bisherigen Politik der Bun-
desversammlung, die bei ihren Verhandlungen und Entscheidungen über 
nationale Fragen ohne jegliche Beteiligung des Volkes vorgegangen war, 
fand auch im Lager derjenigen keinen Rückhalt mehr, die für den Fort-
bestand des Deutschen Bundes eintraten und die kleindeutsch-preußischen 
Bundesstaatspläne bekämpften.

Ein kaum zu überschätzender Impuls für die Legitimierung des par-
lamentarischen Prinzips ging von der politischen Entwicklung in den 
deutschen Einzelstaaten aus. In den Fraktionen der Landtage war ein 
breites Reservoir von parlamentarisch geschulten Abgeordneten ent-
standen. Je mehr sich diese parlamentarischen Fraktionen im politischen 
Leben der Einzelstaaten etablierten und ausbreiteten, umso auffälliger 
wurde die Diskrepanz zur gesamtdeutschen Ebene, auf der seit 1849/50 
die Regierungen und ihre Diplomaten die nationalen Geschicke Deutsch-
lands bestimmten, ohne auf politische Interessenvertretungen der Gesell-
schaft zu stoßen. Diese „Lücke“ im politischen Raum wurde seit 1859 
geschlossen, und in der Folge musste sich die Bundespolitik auf einen 
neuen Akteur einstellen, der mit repressiven Maßnahmen nicht mehr 
einzudämmen war.

Hinzu kam, dass ab 1859 die Beschäftigung der einzelstaatlichen 
Landtage mit der Bundespolitik sehr intensiv und nachhaltig wurde. 
Weder die Regierungen in den Einzelstaaten noch die Bundesversamm-
lung konnten diese kontinuierlichen und in vielen verschiedenen Land-
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tagen immer wieder auf die Tagesordnung gesetzten Debatten ignorieren. 
Dass sich gewählte Abgeordnete ständig mit Vorschlägen, Anträgen und 
bundeskritischen Reden in den Landtagen zu Wort meldeten und dass 
über diese Äußerungen in der Presse ausführlich und kontrovers berichtet 
wurde, gab der nationalpolitischen Debatte in Deutschland einen zusätz-
lichen Schub.

Es gehört zu den bemerkenswerten bundespolitischen Entwicklungen, 
dass sich die Auffassung von der Unmöglichkeit, auf Dauer im Bund ohne 
die Beteiligung von Volksvertretern weiterkommen zu können, im Zeit-
raum von 1859 bis 1862 nahezu allgemein durchsetzte. Neben der in Presse 
und Flugschriften unaufhörlich verlangten Gewährung eines National-
parlaments und neben den vielfach von den Landtagen ausgesprochenen 
Appellen an die Regierungen und Monarchen, sich für eine deutsche 
Volksvertretung einzusetzen, nahm nun auch wieder die Frequenz zu, mit 
der reformwillige Monarchen, Minister und Diplomaten der Mittel- und 
Kleinstaaten die beiden deutschen Großmächte und die Bundesversamm-
lung dazu drängten, die Mitwirkung von gewählten Abgeordneten bei der 
Bundesgesetzgebung bald zu realisieren.

Gewiss gingen die Vorschläge zur praktischen Umsetzung und die 
politischen Absichten dabei in unterschiedliche Richtungen. Die einen, 
wie etwa der badische Politiker Franz von Roggenbach (1825–1907) in 
seinem großen Reformplan vom Herbst 185925, intendierten eine grund-
legende Umgestaltung hin zu einem kleindeutschen Bundesstaat unter 
Leitung Preußens, der mit einem Zweikammerparlament aus Staatenrat 
und Nationalrat ausgestattet war, und mit Österreich in ein Allianzverhält-
nis treten sollte. Die anderen hielten an einem gesamtdeutschen Staaten-
verbund ohne die Hegemonie einer der beiden Großmächte fest, sie 
wollten also die bestehende Bundesverfassung nicht ersetzen, sondern sie 
durch neue Institutionen ergänzen. In diese Richtung zielten die Reform-
pläne der leitenden Politiker der größeren Mittelstaaten, allen voran der 
sächsische Minister Friedrich Ferdinand von Beust (1809–1886), der 
hessen-darmstädtische Minister Carl Friedrich Reinhard von Dalwigk 
(1802–1880) und der württembergische Minister Karl Eugen von Hügel 
(1805–1870).26

Die mittelstaatliche Reformkoalition, die sich schon im Herbst 1859 
in München und Würzburg auf eine Reihe von Reformanträgen einigte 
und diese dann in die Bundesversammlung brachte, konnte in einem 
langen Prozess schließlich auch die österreichische Regierung über-
zeugen, sich an die Spitze der Bundesreformbewegung zu stellen. Das 
Projekt, das auf der Grundlage mittelstaatlicher Vorschläge im Frühjahr 
und Sommer 1862 entwickelt und am 14. August 1862 als Reform antrag 

in die Bundesversammlung eingebracht wurde27, konzentrierte sich auf 
die Einrichtung einer sogenannten Delegiertenversammlung bei der 
Bundesversammlung. Diese sollte die von Bundeskommissionen ausge-
arbeiteten Entwürfe für einheitliche Bundesgesetze förmlich annehmen 
und ihnen dadurch die Zustimmung von gewählten Volksvertretern 
sichern. Mit diesem Reformantrag erkannten die ihn unterstützenden 
Regierungen und damit auch die bisher dem parlamentarischen Gedan-
ken heftig widerstrebende Bundespräsidialmacht Österreich an, dass die 
Politik des Deutschen Bundes grundsätzlich der Legitimierung durch 
eine Volksvertretung bedurfte.

5. 1859–1862: Nationale Wendejahre

Für die politische Gesamtentwicklung Deutschlands im Allgemeinen wie 
auch für die Bundespolitik im Besonderen markierte die Phase von 1859 
bis 1862 einen Umbruch. Die Zeit der bundespolitischen Unbeweglichkeit 
ging mit dem Italienischen Krieg beinahe schlagartig zu Ende. Der poli-
tische Aktionsrahmen wandelte sich grundlegend, und es änderte sich die 
inhaltliche Zielprojektion der nationalen Politik. Mehrere Faktoren fielen 
dabei zeitlich und inhaltlich zusammen:
– Die Machtentfaltung Deutschlands wurde in der Öffentlichkeit zu

einem wichtigen Schlagwort und zu einer Zielprojektion nationaler
Politik, die von der Bundesversammlung nicht mehr ignoriert werden
konnte.

– Der vielstimmige Chor der öffentlichen und veröffentlichten Meinung
wirkte in einem niemals zuvor gekannten Maße auf die Bundespolitik
ein und zwang die Regierungen und die Bundesversammlung dazu,
beträchtliche politische und publizistische Energien aufzuwenden, um
im forcierten nationalen Meinungskampf bestehen zu können.

– In den zahllosen politischen und kryptopolitischen Vereinen, den
nationalen Dachverbänden einzelner Interessengruppen und den ent-
stehenden nationalen Parteien entstanden politische Akteure, die als
gesellschaftlich breit fundierte Vertreter der deutschen Nationalinte-
ressen in Konkurrenz zur Bundesversammlung traten.

– Es kam zu einem markanten Aufschwung des parlamentarischen
Lebens in den Einzelstaaten. Die gewählten Abgeordneten themati-
sierten in den Kammern die nationale Frage, verlangten Änderungen
in der Bundesverfassung, kritisierten die innere und äußere Politik
der Bundesversammlung und formulierten ihren Anspruch auf eine
substantielle Beteiligung an der deutschen Politik.
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Die derart auf mehreren Ebenen veränderten Rahmenbedingungen 
deutscher Politik veranlassten die Regierungen dazu, die Frage der 
Bundes  reform wieder intensiver zu diskutieren und dabei nach Wegen 
zu suchen, um die bestehende Ordnung an die neuen Herausforderungen 
anzupassen. Der Deutsche Bund versuchte nach 1859 einen Kurs einzu-
schlagen, vor dem er zuvor letztlich immer zurückgescheut war – den 
einer umfassenden Bundesreform, die über die Bundesgrundgesetze von 
1815 und 1820 weit hinausging und die die institutionelle, administrative 
und militärische Organisation des Bundes grundlegend erneuert hätte. Für 
die deutsche Politik im Allgemeinen, aber auch für die Bundespolitik im 
Besonderen waren die Jahre von 1859 bis 1862 nationale Wendejahre.
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